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Zu II.

zu e)
Die richterliche Wertung des Arztbrief vom 25.10.2016 bezieht sich nur auf die 
Parkinsondiagnose und lässt den Befund vom 18.10.2016 an derselben Klinik außer 
Acht. 
Zudem geht der Befund vom 25.10.2016 gar nicht darauf ein, dass die Instabilität (hier 
Schwankschwindel und Gangunsicherheiten) mit Angsterkrankungen vergesellschaftet sind. 
Hier hat die internationale psychologische Fachliteratur in den letzen 10 Jahren erheblich 
geforscht, wie der zuletzt zitierte psychologische Fachartikels K 131,  der die  
psychologische Fachliteratur zu organischen Erkrankungen mit Instabilität und deren 
erheblicher Auswirkungen auf die Psyche zusammenfasst.

Zum Befund aus der UKSH Lübeck K 114 vom 18.10.16  es zudem.:

V.a. Cerebelläres Syndrom mit unvollständiger VOR-Supression, allerdings keine weiteren 
cerebellären Zeichen bei unvollständige Ableitung (z.B. kein OKN und kein Dumping 



getestet)

In dem Bericht vom 25.10.26 heisst es zudem:

DD cervikale Myelopathie, weil
deutliche spinale Engen auf Höhe HWK 6/7

Die Beschwerdeführerin hat hierzu schon folgendes erklärt, dass bei Ehlers-Danlos-Syndrom
zervikale und kraniozevikale Veränderungen vorliegen.

K  56:  Kapitel zu Chiari Malformation, zervikale und kraniozervikale Instabilität aus: 
Management komplexer Schmerzen bei Kindern und Erwachsenen mit Ehlers Danlos 
Syndromen und Complex Regional Pain Syndrome, Pradeep Chopra, 2017;
Neurological and Spinal Manifestations of the Ehlers–Danlos Syndromes, Fraser C. 
Henderson S et. Al., American Journal of Medical Genetics Part C (Seminars in Medical 
Genetics) 175C:195–211 (2017). 

Zu f)
BGH 14.12.1993 VI ZR 235/92: Pkh darf abgelehnt werden, wenn es sehr 
unwahrscheinlich ist.

Im vorliegenden Fall geht es gar nicht um die Beweiswürdigung, sondern im die Frage ob die
Richterschaft kompetent dafür ist, bei zwei vorliegenden schweren Erkrankungen:
- einer des Nervensystems (Parkinson, diagnostiziert seit 2016, K 116);

- und einer Seltenen Erkrankung des Gehirns, Arnold Chiari Malformation  (diagnostiziert seit
2001, K 128 und hie ausweislich K 112, 113 Medulla oblongata und Ponsbereich 
deutlich deformiert);

- und einer vom Erblasser ausweislich K 54, 55 vermuteten dritten schweren genetischen 
Erkrankung. Die Beschwerdeführerin hat anhand der bei ihr am 27.01.20
diagnostizierten Erkrankung Ehlers-Danlos-Syndrom Typ III, heute hypermobile Typ (K 39) 
nachgewiesen, dass diese wegen autosomal dominanten Erbgang (K 76) nach 50 Prozent 
wahrscheinlich ist und klinisch diagnostiziert wird und bei Angehörigen in direkter Linie 
diagnostiziert wird, wenn diese diesselben Symptome aufweisen, was beim Erblasser der fall
gewesen ist (zusammengefasst (K 129). Diese Erkrankung ist komplex und befällt das 
gesamte System und hat mehrere organische Malfunktionen und gravierende Symptomatik, 

- darunter vorliegend bei Erblasser vorhanden u.A.:
schwere Fatigue, aus den vorhandenen Akten seit August 2018 manifest, 
Schlafapnoe und Fatigue K 122, K 128;  vermehrte Müdigkeit, Schläfrigkeit, Rem 
Schlafverhaltensstörungen, K 112, K 113; imponierende myasthene Symptomatik (K 
128- lag dem KG noch nicht vor);
- seit 2018 Dysphagie und Dysartherie (K 128, K 112, K 113);
- Polyneuropathie (K 128)
- Belastungsdypnoe (K 128)
- Paresen, Rigor, Hypomimie (K 112, 113, 128)
- kardiovaskuläre Dysfunktion (K 123)
- schwere jahrelange Obstipation (K 112, 113)

kompetent sind, eine Beweiswürdigung im Pkh Verfahren vorzunehmen.

Die Testierfähigkeit bewerten können und zwar auch im komplexen Zusammenspiel dieser 
untereinander und Multimorbidität. Die Beschwerdeführerin hat sich keinesfalls allgemein 



dazu geäußert sondern die Erkrankungen und Symptome konkret benannt, die 
Testierfähigkeit deutlich einschränken.

Die Testierfähigkeit wird auch nicht durch einzelne Befunde diagnostiziert, sondern in der 
Gesamtschau, da hier viele komplexe Erkrankungen, darunter mindestens eine Seltene 
vorliegen, ist ein Fachgutachten geboten.

Die Beschwerdeführerin verweist noch darauf, dass Demenz nicht die einzige Krankheit ist, 
die bei Testierunfähigkeit in Frage kommt.

Die Akten sind auch daher umfangreich, weil  sehr viel medizinische Fachliteratur 
eingereicht wurde.

Zu XI.

Ergänzung S. 20

Indirekt geben Sie ja selber zu, dass alle finanziellen Mittel des Erblassers verschwunden 
sind, indem Sie auf S. 4 schreiben es gäbe keinen Rechtsatz und keine allgemeine 
Lebenserfahrung, dass ein Mensch nicht mehr frei testieren kann, wenn er sich bar aller 
finanziellen Mittel begeben hat. 

Sie habe aber auch hier den Sachvortrag ungenau wiedergegeben- der lautete: es ist zu 
bezweifeln, dass jemand frei testieren kann, der vor Unterschreiben des von der 
Begünstigen und Alleinerbin aufgesetzten Testaments alle finanziellen Mittel zur Sicherung 
seiner physischen Existenz, Geldvermögen, Einkommen an diese abgegeben hat und auf 
der ihr bereits geschenkten Immobilie Wohnrecht etc. gelöscht hat. Es ist ein Unterschied, ob
ich wie der Heilige Franziskus alles wegschenke oder es in den Besitz desjenigen 
gekommen ist, der mir ein Testament vorlegt, das ihn zum Alleinerben bestimmt.

Also der Sachverhalt war verfälscht- es geht nicht darum, einen besitzlosenLebensstil in 
Frage zu stellen, sondern darum, dass man dem im Testament zu Begünstigenden auf 
Gedeih und Verderb ausgeliefert ist, der eine erhebliche Macht besitzt, ein ungesagtes 
Drohpotential aufgebaut hat.

XII.
Das KG äußert sich nur allgemein zur Belegvorlage- diese Rechtslage hat die 
Beschwerdeführerin nie bestritten. Den entscheidenden Vortrag hat auch das KG 
übergangen. Die Beschwerdeführerin hat folgende Sachlage vorgetragen: es war 
Betrug geplant und augenscheinlich auch durchgeführt worden, denn sämtliches 
hohes Geldvermögen und Einkommen des Erblassers waren bei dessen Tod 
verschwunden gewesen. Hieraus resultiert, dass schon in der Auskunft Belege 
vorzulegen sind, ausweislich zu der bisherigen Rechtslage, die der 
Beschwerdeführerin entzogen wird. Ihr wird die geltend Rechtslage vorenthalten.

Wenn die Gegnerin nicht betrogen hätte, wäre es doch ein leichtes gewesen, zu erklären, 
verpflichtete wäre sie rechtlich sowieso zur Aufklärung verpflichtet, an wen die hohe Rente 
des Erblasser monatlich gezahlt wurde. Die Beschwerdeführerin geht davon aus, dass die 
Rente an die Gegnerin gezahlt worden ist.
Sodann wäre es doch ein leichtes gewesen, zu erklären, wohin das Vermögen des Erblasser



verschwunden ist. Oder entsprechende Nachforschungen anzustellen.
Wie kommt es, dass die unvermögende und vor der Ehe mit Erblasser ausweislich ihres 
Arbeitgebers gering Verdienende nun hochvermögend ist?
Warum wurde von ihr der ihr geschenkte Mitkommanditistenanteil nicht angegeben?
Warum ist die Immobilie mit konstruierten Zahlungen belegt, die sie gar nicht leisten könnte. 
Und die „100.000€“, die jetzt die Gegnerin behauptet bezahlt zu haben, zu dieser Zahlung 
war ausweislich Schenkungsvertrag § 5 der Erblasser verpflichtet, er hat immer angegeben, 
er habe diese bezahlt und sogar erklärt, er betrachte das als sein einiges Erbe an seine 
Kinder (K 27, 32). Es zeigt den miesen habgierigen Charakter der Gegnerin, dass sie mit 
dieser Behauptung auch das einzige „Geschenk“ des Erblassers an seine Kinder rückgängig 
machen will und ihr der Wille des Erblassers hochegal ist.

Nach Meinung der Beschwerdeführerin liegt hier eine handfeste Indizienkette vor, dass die 
Kinder des Erblassers aus seiner ersten Ehe zugunsten seiner zweiten Frau um den 
kompletten Pflichtteil betrogen wurden.

Die Frage, ob Belege bei Betrug herauszugeben sind, wurde überhaupt noch nicht juristisch 
erörtert. Und darauf bezog sich die Nennung des Urteil OLG München Urt v. 23.08.2021 – 33
U 325/21).
Natürlich bestehen die Ansprüche auf Auskunft und notarielles Verzeichnis nebeneinander
(OLG Düsseldorf Urt. v. 23.09. – 7 u 198 /93 Famrz, 1236).

Eine Belegvorlage gibt es ausweislich folgender Urteile bei folgenden Sachlagen, die hier 
ebenfalls vorliegen, in der Auskunftsstufe:

zitiert aus: Rösler in: Groll/Steiner, Praxis-Handbuch Erbrechtsberatung, 6. Auflage 2024, § 
26 Pflichtteil, Rn 1491:

5.Verteidigung (der Auskunftspflicht, Anm Bf)

„Gegen die Ansprüche aus §§ 2314. 242 BGB verteidigt sich der Schuldner oft mit 
vermeintlicher Erfüllung“ (wie hier Anm Bf)

„Anstrengungen richten sich nach dem Einzelfall. Es gilt, die divergierenden 
Grundrechtspositionen bei der Auslegung von § 2314 BGB in Ausgleich zu bringen. Meist 
wird eine weite Auslegung befürwortet um der Verkürzung der Erbrechtsgarantie für den 
Pflichtteilsberechtigten entgegenzutreten. Das kommt in Betracht, wenn der Verweis auf die 
eidesstattliche Versicherung nach § 260 Abs. 2 BGB zur effektiven Realisierung des 
Pflichtteils im Einzelfall nicht ausreichend wäre.“

Es ist nicht einsehbar, wie die Beschwerdeführerin bei angekündigten und 
durchgeführtem Betrug um den kompletten Pflichtteil/Ergänzungsanspruch nur auf 
die eidesstattliche Versicherung  zu verweisen sein soll

„Findet sich im Nachlass kein Hinweis auf andere als die vorhandenen Konten, hat der Erbe 
nicht nachzufragen, ob weitere Konten bestehen.“ 

Im Umkehrschluss gilt, besteht der Verdacht, wie hier dass es ein Konto gibt, weil 
ausweislich DRV ja Rente bis zu Tod des Erblassers gezahlt wurde, ist dies seitens 
der Alleinerbin aufzuklären.

„Zur Klärung von Schenkungen hat der Erbe notfalls umfangreiche Recherchen über alle 
vorhandenen Konten des Erblassers anzustellen.



Anhaltspunkte für Schenkungen können nach Herzogvorliegen: … (3) Der Erblasser hatte 
unstreitig größeres Vermögen vor dem Erbfall, nicht aber im Zeitpunkt des Erbfalls. (4) 
Zwischen dem Pflichtteilsberechtigten und dem Erblasser bestand erhebliche Feindschaft 
und der Erblasser plante pflichtteilsverkürzende lebzeitige Zuwendungen. (5) …  Der 
Erblasser hat seinem Ehegatten zahlreiche bedeutende Schenkungen gemacht oder die 
finanziellen Verhältnisse der Ehepartner sind aufgrund zahlreicher Transaktionen schwer zu 
durchschauen. (8)“

All dies liegt hier vor wie die Beschwerdeführerin kontinuierlich vorgetragen hat, 
Beweise vorgelegt und zuletzt eidesstattlich versichert ohne dass dies Gehör 
gefunden hätte!

„Jedoch hat stets eine Einzelfallwürdigung unter Abwägung der divergierenden 
Grundrechtspositionen zu erfolgen.„

Sie hat auf ihre Grundrechte verwiesen und gefragt, wie diese bei obigem Sachverhalt 
und Vorgehen der Gegnerin gesichert werden können!

„Die praktische Frage ist, ab welcher Schwelle ausreichende Anhaltpunkte angenommen 
werden. Die Rechtsprechung ist großzügig: Das OLG Stuttgart1563 hat dem Erben die 
Beschaffung der Kontoauszüge aus den letzten 10 Jahren zur Prüfung etwaiger 
Schenkungen auferlegt, weil die Bankkonten des Erblassers am Todestag kaum Guthaben 
aufwiesen bei monatlichen Einkünften von 1.720 Euro“

Die Beschwerdeführerin hat nachgewiesen, dass der Erblasser als leitender 
Angestellter eine hohes Einkommen hatte und eine hohe Rente erwartete, die DRV hat 
aktuell erklärt, dass die Rente des Erblassers bis zum Tode überwiesen wurde. Die 
Gegnerin gibt an, er habe kein Konto mehr gehabt. Das ist aufzuklären, wohin die 
Rente des Erblassers ging und die DRV als Zeugin zu hören.

„Entsprechendes gilt für die Annahme, substanziierte Anhaltpunkte für Schenkungen lägen 
bereits vor, wenn der Erblasser 2010 rund 230.000 Euro erbte und beim Erbfall 
Kontoguthaben bestand von rund 166.000 Euro.“

Der Erblasser verfügte ausweislich Scheidungsakten und Auskunft Lebensversicherer
zwischen 1991 und 2007 über 900.000€ Geldvermögen, ausweislich einer notariellen 
Urkunde eines Dritten, die dieser vorlegen wird, verkaufte der Erblasser 2007 seine 
Unternehmensanteile für 900.000€. Womit über 1,8 Mio€ fehlen.

„Die Auskunft ist nicht erfüllt, wenn die Wissenserklärung „nicht ernst gemeint, unvollständig 
oder von vornherein unglaubhaft“ ist. Allein der Verdacht, der Auskunftsschuldner habe seine
Erinnerungsfähigkeit unterdrückt, rechtfertigt dies aber noch nicht. Anders liegt es, wenn die 
Wissenserklärung in sich widersprüchlich ist bzw. in Widerspruch zu Unterlagen steht.“

Damit ist die Auskunft vorliegend nicht erfüllt, denn sie steht im Widerspruch zu der 
Sachrecherche und den vorgelegten Beweisen der Beschwerdeführerin. Die Auskunft 
der Gegnerin ist dringend erklärungsbedürftig, denn das nachweislich vorhanden 
gewesene hohe Vermögen ist verschwunden, die DRV will die Rente überweisen 
haben, die Gegnerin erklärt, der Erblasser habe kein Konto gehabt.

Der Anspruch auf Kontenauszüge der Gegnern kann sich im übrigen auch aus 
Mitberechtigung an fremden Konto herleiten, worauf, geht die 19. Kammer am 
Kammergericht ebenfalls konsequent nicht eingeht.



a)
Falls die Kontoauszüge nicht mehr vorhanden sind, muss der Erbe sie bei der Bank 
beschaffen (OLG Koblenz Beschl. v. 30.4.2018 – 1 W 65/18, BeckRS 2018, 7908). Selbst 
wenn dies 1.500 € kostet, ist das nicht unverhältnismäßig (OLG Stuttgart, Beschluss vom 
26.01.2016 - 19 W 78/15, ZEV 2016, 107, Rn. 9). Falls sich die Bank weigert, muss der Erbe
sie notfalls verklagen (BGH, Urt. v. 28.02.1989 - XI ZR 91/88, NJW 1989, 1601, Rn. 12).

OLG Stuttgart, Beschluss vom 26.01.2016, 19 W 78/15:
Konkrete Anhaltspunkte dafür, dass es solche gegeben hat, hat das Landgericht in rechtlich 
nicht zu beanstandender Weise darin gesehen, dass die Konten der Erblasser zum Stichtag 
nahezu keine Guthaben aufgewiesen haben, obwohl die Erblasser unstreitig zumindest 
monatliche Einkünfte i.H. von 1.720,00 EUR hatten und es somit nicht von vorneherein 
ausgeschlossen erscheint, dass im Zehn-Jahres-Zeitraum vor ihrem Tod - gegebenenfalls 
auch nur geringfügige Beträge - verschenkt wurden.

Besteht nun aber - wie vorliegend - der Verdacht, dass ein Erblasser im maßgeblichen Zehn-
Jahres-Zeitraum Zuwendungen von seinem Bankkonto (oder seinem Depot) 
schenkungsweise an Dritte erbracht hat, so ist der Erbe - hier: der Schuldner - verpflichtet, 
von seinem Auskunftsrecht gegenüber der Bank Gebrauch zu machen, um eventuelle 
Zuwendungsempfänger zu ermitteln (vgl. Herzog in: Staudinger, BGB, Neubearb. 2015, § 
2314 Rz. 29).

b)
Mit keinem Wort wird auf die ungeklärte Rechtsfrage verwiesen, die sich daraus ergibt, dass 
der Erblasser nach Aussage der Gegnerin (K 5) über 8 Jahre vor seinem Tod kein Konto 
mehr hatte, die DRV aber angibt (K 73- doppelt vergeben lag den Ss vom 09.03.23 bei), 
sie habe die Rente bis zu dessen Tod überwiesen und die Rente ausweislich K 64, K 74 
hoch war.

Muss die Gegnerin für die augenscheinlich an sie geflossene Rente des Erblassers nun 
eigene Kontenbelege herausgeben oder nicht? Wie soll dieses Geschenk an die Gegnerin 
belegt werden? Kann man sich so der Belegvorlage entziehen? Das Beispiel wird Schule 
machen. Denn die Berliner Gerichte mögen hierin keine unzulässige Reduzierung des 
Pflichtteil/Ergänzungsanspruch erblicken.

Ein Konto kann auch zum Nachlass gehören, wenn es auf den Namen eines anderen lautet. 
Häufig ist der andere der Ehegatte oder Lebensgefährte des Erblassers. In diesem Fall kann 
eine sogenannte Bruchteilsgemeinschaft bestehen. Diese kann sogar durch schlüssiges 
Verhalten vereinbart werden. Vorliegend ging augenscheinlich die Rente des Erblassers auf 
das Konto der Gegnerin und davon wurden die gemeinsamen Lebenshaltungskosten 
bestritten, darunter auch die Kosten der Immobilie Wetzbach 34, später Amberbaumallee 51 
(OLG Schleswig, Urt. v. 17.11.2015 - 3 U 30/15, BeckRS 2016, 00502, Rn. 17). 

Selbstverständlich muss weder das LG noch das KG diese Rechtsmeinungen der anderen 
Ober- und Bundesgerichte nicht teilen, jedoch dann ist nicht im Pkh Verfahren, sondern in 
einem ordentlichen Gerichtsprozess darüber zu entscheiden. Und solange sind die Belege 
bei einem Sequester zu sichern, dass sie nicht verloren sind, wenn sie doch nötig sein 
sollten.

Das KG Berlin kann selbstverständlich der Meinung sein, auch bei Betrug reiche eine 
eidesstattliche Versicherung aus. Nur stellt sich dann die Frage, wie auf Stufe III der 
Stufenklage, dem Zahlungsanspruch, die Beschwerdeführerin die nicht angegebene 
Geschenke nachweisen soll? 

Die Beschwerdeführerin schliesst sich der Meinung von Eichner, Auswirkungen des Ablaufs 



der Aufbewahrungspflicht für Geschäftsunterlagen auf den Pflichtteilsergänzungsanspruch, 
in: ZEV, 2021, 422 ff. an: auch der Anspruch auf Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung
ist dann wesentlich beeinträchtigt. Der betrügerische Erbe kann davon ausgehen, dass sein 
Betrug nicht nachgewiesen werden kann.

Personen, die ein niedriges Einkommen haben und somit auf einen 
Pflichtteil/Ergänzungsanspruch angewiesen sind, haben noch das Problem, dass der PKH 
Antrag weiter verzögernd wirkt. Diese haben ebenfalls das Grundproblem, dass sie im 
Erbrecht spätestens bei komplexen Fällen keine anwaltliche Beratung und Vertretung finden,
da sie die üblichen Gebühren gar nicht erbringen können und niemand den nötigen 
Arbeitsaufwand auf Beratungshilfeschein oder das PKH Verfahren kostenlos führen wird. Für
die Beschwerdeführerin war es nötig, über 100 Anwält*innen zu kontaktieren (zum Glück 
wurde nach über 4 Jahren ein Netbook plus Peripherie bewilligt, denn aufgrund ihrer hohen 
finanziellen Belastung kann ein solches nicht aus dem Regelsatz angespart werden, 
Haushaltsgeräte sind ausweislich BVerfG, 23.07.2014 - 1 BvL 10/12, 1 BvL 12/12, 1 BvR 
1691/13, Rn. 116, 120 ohnehin unterdeckt- solche Personen sind also exkludiert) und eine 
Zusage kam erst, nachdem sie selber die Rechtsgrundlagen und den Sachvortrag zu einer 
aussichtsreichen PKH Antrag bezüglich Zahlungsanspruch im Pfllichtteil/Ergänzung und 
Anfechtung gebracht hatte.

Hier kam noch hinzu, dass die Gegnerin den Tod des Erblassers nicht mitgeteilt hat und die 
Beschwerdeführerin erst über 8 Monate über das Nachlassgericht davon erfuhr (K 2).

Wegen dieses Betrugs wurde die vorsätzliche Sittenwidrige Schädigung geltend gemacht.

Wenn das KG meint, hier lägen keine Ansatzpunkte vor, dann doch nur deshalb, weil es den 
Betrug, die Tatsachen und bisherige Rechtslage dazu nicht zur Kenntnis nehmen will. Zu 
Lasten der Beschwerdeführerin, die ja um diesen Betrug nicht gebeten hat.

Bis zur Klärung der Tatsachen und Rechtslage hierzu sind die Belege ebenfalls über einen 
Sequester zu sichern.

Entgegen der Meinung des KG liegt ein materiell-rechtlicher Herausgabeanspruch vor:
wegen der existenziellen Notlage der Beschwerdeführerin und dem Risiko, dass die Belege 
zur Geltendmachung des Anspruch doch benötigt werden;
wegen des damit verbundenen Risikos des Schadens der Staatskasse;

weil die Indizienkette zum Betrug in einem Hauptverfahren, mitsamt der Rechtsfragen zu 
klären sind;
weil ausweislich der Sachlage, andere Obergerichte schon zu einer Belegvorlage gekommen
sind, selbst wenn die hiesigen Gerichte sie ablehnen, so muss es doch einen Instanzenzug 
geben, mitsamt außerordentlichen Rechtsbehelfen. Und es kann ja dann wiederum nicht 
sein, dass die Belege verschwunden sind, weil sie vernichtet werden dürfen.

Effektiver Rechtsschutz ist so nicht gegeben.

Zu XIX.

Rechtsgrundlagen: fehlendes Gehör; schwere Grundrechtsverletzungen von Erblasser
und Beschwerdeführerin; kein effektiver Rechtsschutz; Voraussetzungen für Pkh 
überspannt; bei geltender Rechtslage muss Pkh bewilligt werden, auch wenn das 
Gericht anders entscheiden will; keine Diskussion schwieriger Tatsachen und 
Rechtsfragen im Pkh Verfahren und Durchentscheiden im Pkh Verfahren; 
Rechtsfortbildung und Rechtseinheitlichkeit müssen gewahrt werden.



Bislang ungeklärte Rechts-und Tatfragen dürfen nicht im Prozesskostenhilfeverfahren
entschieden werden, sondern müssen auch von Unbemittelten einer Klärung im 
Hauptsacheverfahren zugeführt werden können (BverfG 17.02.2020 1 BvR 3182/50, 1 
BvR 1542/16). Rechtsfortbildung ist für einen Rechtsstaat essentiell.

Die Beschwerdeführerin verweist auf die zitierten Urteile hierzu zum Befangenheitsantrag 
gegen die 80. Kammer des LG Berlin aufgrund fehlendem Gehör.

Zu S. 18

Auch in der Akte der Hausärztin war nichts davon zu finden, ob die am 29.01.20 vom 
der ALS Ambulanz (K 128) vorgeschlagene Untersuchung stattgefunden hat.

Zeugenbeweis: Dr. J. Zarringhalami, Kladower Damm 366, 14089 Berlin, Hausärztin des 
Erblassers

Zu S. 29:

Muss heißen:
Der Fall ist auch geeignet, das Vertrauen in die Justiz erheblich zu erschüttern.

Birgitta Wehner, Beschwerdeführerin


